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Tat ohne Strafe
Zum FLZ-Artikel „Nötigung war

nicht gravierend genug“ vom 16. Ju-
li.

Die Frage, die ich mir stellte, ob
nun der MPler per se eine Straftat
begangen hat, wurde von der Justiz
im o.g. Artikel beantwortet. Laien-
haft mit meinen Worten zusammen-
gefasst, bedeutet dies wohl, ein im
Dienst befindlicher US-Soldat, hier
ein Angehöriger der US-Militärpoli-
zei, „darf“ an einem deutschen Bür-
ger eine Straftat begehen, ohne nach
deutschem Recht strafrechtlich ver-
folgt zu werden? Wenn nur die Straf-
tat, hier die Nötigung, nicht gravie-
rend genug ist? Nach US-Recht wird
er auch nicht bestraft, da, wie die US-
Pressesprecherin kundtat, der Soldat
vorschriftsmäßig gehandelt habe. Ist
die Konsequenz, dass ein Bürger sol-
che an ihm begangene nicht genug
gravierende Straftaten über sich er-
gehen lassen muss? Weitere Gedan-
ken hierzu mag sich jeder für sich
machen.

Rainer Hampl
Petersaurach

Flachdach mit Problemen
Zum FLZ-Artikel „Ein Signal der

Stadt für kleine Schulen“ vom 11.
Juli.

Es ist erfreulich, dass die Stadt
Ansbach einen Neubau der Grund-
schule in Schalkhausen bis etwa 2020
in Aussicht gestellt hat. Nachdem
beim Bau ein Flachdach vorgesehen
ist, möchte ich in diesem Punkt drin-
gend zur Überlegung geben, von die-
ser Dachform abzusehen. Beispiel:
Im Jahre 1974 wurde bei uns in Leu-
tershausen eine neue Hauptschule
mit Schwimmbad mit Flachdach er-
richtet. Baukosten: 4014000 DM. Die
Kritiker, die ihre großen Bedenken
in Bezug auf diese Dachform anmel-
deten, wurden belächelt und ver-
höhnt mit den Ausspruch: „Ja, ihr
ewig Gestrigen!“ Nach wenigen Jah-
ren bekamen wir enorme Probleme;
Regenwasser sickerte durch, Schim-
melbefall war unausweichlich; das
Flachdach wurde zu einem ständi-

gen Kostenfaktor! Die Gesundheits-
gefährdung war die Begleiterschei-
nung. Ich möchte die Vorplaner doch
bitten, von dieser Dachform abzuse-
hen. Jedes Sattel- oder Walmdach
wäre erfahrungsgemäß für unsere
Breitengrade geeigneter und even-
tuell auch kostengünstiger. Meine
berechtigten Bedenken bitte recht-
zeitig in Betracht ziehen.

Renate Wißmeier
Leutershausen

Warum immer schneller?
Zum FLZ-Artikel „Kirchweih mit

Kettenkarussell und Bratwurst“
vom 29. Juni.

Kirchweih, Volksfest und andere
„Parks“ sind nicht mein Ding. Doch
Riesenrad und Kettenkarussell las-
sen mich in der so hektischen Zeit
entschleunigen. Loslassen, Träu-
men, gedankenlos einige Momente
genießen kann man weder im Bier-
zelt noch auf hochkatapultierenden
Geräten. Bei dem Artikel mit dem
Versprechen auf ein Kettenkarussell
freute ich mich in Gedanken an mei-
ne Kindheit. Doch der Artikel, in dem
das Kettenkarussell zum Kettenflie-
ger wurde, in dem man noch seine
„Schlappen“ verliert und in die Höhe
geschossen wird und mit dem „Kick“
zum ultimativen Höhepunkt kommt,
frage ich mich, warum die Welt um
mich herum immer noch schneller
wird. Kettenkarussell (anno dazu-
mal), Riesenrad (mit hohem Stop
beim Ansbacher Feuerwerk, um die
Aussicht zu genießen) sind vorbei.
Plus/Minus 60 Jahre, wo kann man
heute in dieser digitalen Zeit noch
genießen? – Schade.

Manuela Sebastian
Weihenzell

Wie Besatzungsmacht
Zum FLZ-Artikel „US-Soldat

muss nicht vor deutsches Gericht“
vom 7. Juli.

Ein bewaffneter Vertreter einer
ausländischen Macht bemaßnahmt
deutsche Bürger rechtswidrig auf
deutschem Hoheitsgebiet (Kompe-

tenz-Überschreitung, Amtsanma-
ßung, Freiheitsberaubung, Bedro-
hung). Die Sprecherin der US-Armee
äußerte, der MP handelte auf An-
weisung und im Rahmen seiner Auf-
gaben. Wie aus zuverlässiger Quelle
im Bekanntenkreis berichtet wird,
wurde sonntagmorgens im Stadtge-
biet ein deutsches Fahrzeug durch
die amerikanische MP angehalten,
der Bürger kontrolliert und nach Ziel
und Zweck der Fahrt befragt. Besat-
zungsmächte benehmen sich so.
Freunde benehmen sich im Gastland
wie Gäste; andernfalls müssen sie
aufgefordert werden zu gehen. Die
Amerikaner schützen ihre Bürger
wirksam vor dem Zugriff ausländi-
scher Mächte. Der souveräne (?)
deutsche Staat ist offenbar dazu
nicht willens, nicht in der Lage oder
beides. Die heimische Bevölkerung
stört offenbar nur, siehe oben und
siehe Beschwerden gegen rück-
sichtslosen Hubschrauberlärm.

Klaus Sacher
Ansbach

Reuiger Sünder
Zum Leserbrief „Zutiefst un-

christlich“ vom 11. Juli.
Norbert Boehnki hat recht: Wer

Menschen in Not Hilfe verweigert,
wer sie durch seine Wortwahl ver-
letzt und pauschal kriminalisiert, wer
Helfer kriminalisiert, die unter Ein-
satz des eigenen Lebens Ertrinkende
retten, der handelt zutiefst unchrist-
lich und gehört nicht ans Lektoren-
pult. Im deutschen Recht ist es ein
Straftatbestand, einem Menschen in
Not nicht zu helfen, etwa nach einem
Verkehrsunfall. Ich habe den Traum,
dass eines Tages in einer humanen
Zivilgesellschaft Politiker sich vor
einem internationalen Gericht ver-
antworten müssen, die Flüchtlingen,
Menschen in Not, die Hilfe verwei-
gern und damit den Tod Tausender
mitverantworten. Als „reuiger Sün-
der“ mag Markus Söder eines Tages
in die Arme der Kirche zurückkeh-
ren, jetzt aber bleibe er fern.

Dr. Bernhard Bauer
Ansbach

Der Leser hat das Wort
Alle hier veröffentlichen Meinungen stellen nicht die Ansicht der Redakti-
on dar, sondern die des Einsenders. Briefe mit einer Länge von mehr als
35 Zeilen (zu je 33 Anschlägen) werden nicht veröffentlicht.Wir behalten
uns das Recht vor, die Zuschrift zu kürzen. Falls sich ein Leserbrief auf

einen bestimmten Artikel bezieht, sollte die Zuschrift nicht später als
eine Woche nach Veröffentlichung des Zeitungsbeitrages in der FLZ-
Redaktion eingehen. Bitte geben Sie Ihre Telefonnummer an, damit die
Leserzuschrift von Ihnen bestätigt werden kann.

„Das Tor zur Hölle wurde bereits in Ansbach aufgestoßen“
Stadt ließ gestern an vier Stellen elf weitere Stolpersteine verlegen – Zum Gedenken an ehemalige Mitbürger jüdischen Glaubens

VONOLIVER HERBST

ANSBACH – Jede gravierte Mes-
singplatte des Künstlers Gunter
Demnig legt über ein Schicksal aus
der dunklen Zeit des nationalsozia-
listischen Regimes Zeugnis ab. Die
Stadt ließ gestern zum fünften Mal
seit 2014 Stolpersteine verlegen. Sie
erinnern an frühere Mitbürger jü-
dischen Glaubens. An vier Stellen in
der Oberhäuserstraße, der Endres-
straße und der Maximilianstraße
kamen gestern elf Steine hinzu.

„Sich an Terror und Gewalt der
nationalsozialistischen Diktatur zu
erinnern, der Opfer und Leidtragen-
den zu gedenken und immer aufs
Neue zu mahnen, dass Ähnliches nie
wieder geschehen darf, ist eine Ver-
pflichtung für uns alle“, erklärte der
amtierende Bürgermeister Thomas
Deffner zu Beginn in einer Gedenk-
feier im Hof der Metzgerei Holch.

Die Stolpersteine erinnerten, dass
die NS-Verbrechen nicht irgendwo
anonym in Deutschland oder allein in
den Konzentrationslagern und Ghet-
tos geschehen seien. „Das Tor zur
Hölle wurde bereits hier in Ansbach,
in unserer Heimatstadt, aufgestoßen,
von vielen bereitwilligen Tätern und
ihren bereitwilligen Helfern.“

Die Steine zeigten auch, wie be-
deutsam jüdisches Leben in der
Stadt gewesen sei „und dass ein Teil
unserer Kultur unwiederbringlich
und völlig sinnlos vernichtet wurde“.
Außerdem gäben sie den Opfern ei-
nen Teil ihrer Identität zurück.

Eigens wandte sich Thomas Deff-
ner auf Deutsch und Englisch an die

Abordnung des US-Militärstandorts
Ansbach: „Die Amerikaner waren es,
die schon relativ bald nach dem
Zweiten Weltkrieg uns trotz dieser
Verbrechen, die die Deutschen be-
gangen haben, die Chance gegeben
haben, wieder in den Kreis der zivili-
sierten Völker zurückzukehren.“

Seit gestern liegen in der Stadt
nunmehr 78 Stolpersteine im Boden.
„Wir sind noch nicht am Ende damit,
weil es immer noch mehr tote, er-
mordete Juden gibt, derer wir ge-
denken wollen“, kündigte der Vorsit-
zende der Ansbacher Frankenbund-
Gruppe, Alexander Biernoth, an.

Im Haushalt 2013 der Stadt seien
3000 Euro eingestellt gewesen, „und
dort taucht dann das erste Mal das
Wort Stolpersteine auf“. Im März
2013 hätten sich erstmals Interes-
sierte besprochen, wie man die Re-
cherche der Schicksale angehen und
wie man weiter vorgehen könnte.

Der Kreis habe einmütig entschie-
den, das Projekt weiter zu verfolgen.
Die damaligen Bürgermeister Tho-
mas Deffner (CSU) und Hannes Hüt-
tinger (BAP) habe man gebeten, im
Stadtrat einen Antrag einzubringen.

„Rechte Bewegungen
nehmen in Europa zu“

Er „wurde von der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen unterstützt und
am 30. April 2013 einstimmig ange-
nommen“. Gerne habe sich der Fran-
kenbund dem gestellt, die Schicksale
zu recherchieren. Biernoth lenkte
den Blick darauf, dass „wieder Milli-
onen von Menschen auf der Flucht
sind und verfolgt werden“. Die rech-
ten, fremdenfeindlichen Bewegun-
gen nähmen in ganz Europa zu.

In der Oberhäuserstraße 19 erin-
nern drei neue Stolpersteine an Lina,
Max und Martin Stühler. Karoline
Eckmann ist ein Stein in der Endres-
straße 14 gewidmet, Lina und Adolf
Grünstein zwei weitere in der En-
dresstraße 15. In der Maximilianstra-
ße 20 weisen fünf Stolpersteine auf
Mina Frank sowie Sofie, Moritz, Ilse
und Irene Johanna Oppenheim hin.

Die Biographien der Menschen in
der Oberhäuserstraße und der Maxi-
milianstraße stellte der Schriftführer
der Frankenbund-Gruppe Ansbach,
Stefan Diezinger, vor, die in der En-
dresstraße indes Alexander Biernoth.

Gunter Demnig setzte die Steine
ein, assistiert von Mitarbeitern des
städtischen Betriebsamts. Max Neu-
müller (Saxophon) umrahmte musi-
kalisch. Schüler der Robert-Limpert-
Berufsschule luden zum selbst vor-
bereiteten Umtrunk und Imbiss ein.

Zum fünften Mal seit 2014 ließ die Stadt gestern Stolpersteine für frühere Mitbürger jüdischen Glaubens verlegen. In
der Oberhäuserstraße 19 etwa setzte Gunter Demnig drei für Lina, Max und Martin Stühler ein. Foto: Jim Albright
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Zweites Kaufangebot
für die Alten Ulanen
Unbekanntes Ehepaar will Reit- und Fahrverein helfen

ANSBACH (ve) – Überraschen-
de Entwicklung im Insolvenzver-
fahren des Reit- und Fahrvereins
Alte Ulanen. Nach FLZ-Informa-
tionen soll ein weiteres offizielles
Kaufangebot eines bislang unbe-
kannten Ehepaares eingegangen
sein. Im Gegensatz zum – bisher
einzigen – Angebot einer Pferde-
hof-Besitzerin aus Wettringen soll
dabei der Verein seinen Betrieb
ohne Einmischung von außen
weiter organisieren können.

Das schriftliche Angebot der un-
bekannten Investoren lässt keinen
Zweifel: Kommen sie zum Zuge,
werde der Verein wie bisher seinen
Reitunterricht anbieten können,
seine Schulpferde behalten und
sich selbst organisieren. Eine „rei-
ne Mitgliederverwaltung“ – ohne
Schulbetrieb – sehe man als Ende
des Vereins, heißt es weiter.

Im Falle einer Weiterveräuße-
rung – was aber nicht geplant ist –
wird dem Verein ein Vorkaufs-

recht eingeräumt, auch ein späte-
rer Rückkauf durch den Verein soll
möglich sein. Für seine fünf
Schulpferde müsste der Verein zu-
künftig allerdings Miete zahlen.

Derweil sind die anderen Kauf-
Interessenten offenbar dabei, den
Wert des Reiterzentrums zu taxie-
ren – in den Stallungen wurden
Fotos gemacht.

Gegenüber einem Einsteller soll
der Ehemann der Pferdehof-Besit-
zerin geäußert haben, dass er ab
1.August seine Koppel räumen
muss. Die Kunde geht wie ein
Lauffeuer durch das Reiterzent-
rum – von einer solchen Regelung
wären nach FLZ-Informationen
insgesamt acht Einsteller mit ih-
ren Pferden betroffen.

Der Eigentümer des Geländes,
der Bezirk Mittelfranken, wird am
30. Juli ein Gespräch mit der Ver-
einsspitze führen. Auf Nachfrage
der FLZ wollte man sich zu einem
möglichen Verkauf des Reiter-
zentrums aber nicht äußern.
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